
An: Ministerpräsident Reiner Haseloff, Innenminister Holger Stahlknecht 

Petition

Abschiebestopp nach Afghanistan aus Sachsen-Anhalt

Sehr geehrter Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt Reiner Haseloff, 
sehr geehrter Innenminister des Landes Sachsen-Anhalt Holger Stahlknecht,

was die letzten 13 Jahre noch undenkbar war, ist nun trotz massiver Verschlechterung der 
Sicherheitslage eingetreten: Am 14.12.2016 und 23.01.2017 hat die Bundesrepublik 
Deutschland erste Sammelabschiebungen nach Afghanistan durchgeführt. Obwohl sich die 
Sicherheitslage und menschenrechtliche Situation in den letzten Monaten weiter verschärft hat, 
plant die Bundesregierung, weitere Menschen in das Kriegsgebiet abzuschieben. Dass sich 
Sachsen-Anhalt bisher nicht an den Sammelabschiebungen beteiligte, begrüßen wir 
außerordentlich.

Am 11.02.2017 haben im Rahmen bundesweiter Proteste gegen Abschiebungen nach 
Afghanistan auch in Magdeburg, Stendal und Salzwedel mehrere hundert Menschen für einen 
Abschiebestopp demonstriert.

Vor diesem Hintergrund fordern wir Sie auf,

* grundsätzlich keine Abschiebungen von Afghan_innen aus Sachsen-Anhalt zuzulassen und 
stattdessen nach dem Vorbild des Bundeslandes Bremen geduldeten Afghan_innen ein 
Bleiberecht zu gewähren.

Darüber hinaus fordern wir Sie dazu auf, sich auf Bundesebene einzusetzen für 

* einen bundesweiten bedingungslosen Abschiebestopp nach Afghanistan

* eine Neubewertung der Sicherheitslage in Afghanistan durch das Bundesinnenministerium 
bzw. das BAMF und die Zuerkennung eines Schutzstatus für alle afghanischen Flüchtlinge mit 
dem Recht auf Familiennachzug

* die Wiederaufnahme von Asylverfahren durch das BAMF, in denen Afghan_innen abgelehnt 
wurden, angesichts der aktuellen Berichte des UNHCR und der UNAMA

* den Zugang zu Sprach- und Integrationsmaßnahmen für afghanische Asylsuchenden ab Beginn 
des Asylverfahrens.

Warum ist das wichtig?

Die Lage in Afghanistan ist überaus instabil, wie der aktuelle UNHCR-Bericht vom Dezember 
2016 und der aktuelle UNAMA-Bericht vom Februar 2017 bestätigen. Die Regierung Afghanistans
hat ein Drittel des Landes nicht unter ihrer Kontrolle. Die Taliban kontrollieren in den ländlichen 
Gebieten ganze Landstriche. Vielerorts gewinnt auch der Islamische Staat an Einfluss. 
Die Anzahl der zivilen Opfer ist in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen - alleine im Jahr 



2016 wurden 7.920 Zivilist_innen verletzt und 3.498 getötet. Unter den Kindern stieg die Zahl 
der Opfern auf den bisherigen Höchstwert von 923 Toten und 2.589 Verletzen im letzten Jahr.

Auch in den von Teilen der Bundesregierung als sicher eingestuften Regionen Afghanistans 
kommt es immer wieder zu grausamen Terroranschlägen, nicht zuletzt u.a. in der 
nordafghanischen Provinz Dschausdschan (08.02.2017 sechs Tote des Internationalen Komitees 
des Roten Kreuz), in Kabul (07.02.2017 mindestens 20 Tote und über 40 Verletzte, 10.01.2017 
Dutzende Tote und Verletzte; 21.11.2016 mindestens 27 Tote) oder in Masar-i-Sharif 
(10.11.2016 mindestens vier Tote, 128 Verletzte). 

Trotz gegenteiliger Verlautbarungen seitens des Bundesinnenministeriums bleibt völlig unklar, 
wie katastrophal die Situation der Abgeschobenen tatsächlich ist. Berichte von Rückkehrer_innen
machen deutlich, dass von keiner zumutbaren Lage vor Ort gesprochen werden kann.

Bereits seit August 2016 besteht nach Einschätzung des Auswärtigen Amtes in ganz Afghanistan 
ein hohes Risiko, Opfer einer Entführung oder eines Gewaltverbrechens zu werden. Landesweit, 
auch in der Hauptstadt Kabul, könne es zu Attentaten, Überfällen, Entführungen und anderen 
Gewaltverbrechen kommen. Vor Reisen nach Afghanistan wird dringend gewarnt.

Die Bundesländer Schleswig-Holstein, Berlin, Bremen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
Thüringen haben bereits jetzt aufgrund der aktuellen Berichte des UNHCR vom Dezember 2016 
und der UNAMA vom 06.02.2017 über die desaströsen Zustände in Afghanistan die Abschiebung 
nach Afghanistan zurückgestellt - entgegen der Anordnung von Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière.

Darüber hinaus wenden wir uns entschieden gegen die Ankündigung des Bundesinnenministers, 
künftig auch Frauen und Kinder nach Afghanistan abschieben zu wollen. Eine solche Politik darf 
Sachsen-Anhalt nicht mittragen! 
Menschen, die besonders schutzbedürftig sind, wie zum Beispiel auch Angehörige von 
Minderheiten, sind von den Konflikten in ihrem Herkunftsland besonders bedroht. Wir dürfen 
nicht vergessen, dass die Leidtragenden der Wende in der Flüchtlingspolitik Menschen sind, die 
nun nach Jahren des Lebens in Deutschland in ein völlig unsicheres Afghanistan zurückgeschickt 
werden.

Alle Menschen verdienen ein sicheres Leben in menschenwürdigen Umständen! 
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